
Gastkommentar. Eine zusätzliche Donau-
querung ist völlig überflüssig. Geht die SPÖ
da der Autofahrerpartei FPÖ auf den Leim?

Lobautunnel ist kein
Zukunftsprojekt
VON HERMANN KNOFLACHER

E s ist weniger die verkehrs-
planerische Ignoranz, die
mich veranlasst, diesen

Beitrag zu schreiben, als die öko-
nomischen, ökologischen, sozia-
len und politischen Folgen des
Projekts Lobautunnel. Das Pro-
jekt selbst ist von der Realität
längst überholt.

Bund, Länder und die Stadt
wollen weg vom Autoverkehr.
Außerdem sollen die Güter von
der Straße auf die Schiene. Der
für 2030 angestrebte Anteil des
Autoverkehrs von 20 Prozent ist
für Wien realistisch. Trotz des an-
genommenen Ansteigens der Be-
völkerungszahl wird es daher in
Wien dann um rund zehn Pro-
zent weniger Autofahrten als
heute geben. Die Asfinag will das
Gegenteil. Der Konzern versorgt
vor allem Bau- und andere Kon-
zerne mit Aufträgen. Seine Schul-
den, derzeit 11,6 Mrd., könnten,
wenn der Neubau gestoppt wird,
erst in 20 Jahren abgetragen wer-
den. Wenn die Asfinag über Vari-
anten redet, dann meint sie ver-
schiedene Linien einer zusätzli-
chen Donauquerung, nicht aber
zukunftsfähige Szenarien des
Verkehrsmanagements, die die-
ses Projekt überflüssig machen.

Die Verfassung verlangt den
Nachweis der Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Sinnhaftigkeit
bei Verwendung öffentlicher Mit-
tel. Keines dieser Kriterien erfüllt
das Projekt. Diese zusätzliche
Donauquerung entwertet Milliar-
den an Steuergeldern, die für die
U2 und A23 aufgewendet wur-
den. Die Sinnhaftigkeit kann an
den beschlossenen Zielen der
Gebietskörperschaften und inter-
nationalen Verträgen geprüft
werden.

Will man mehr Kosten?
Der Lobautunnel wird zu einer
weiteren Schwächung der Wiener
Wirtschaft, zu höherem CO2-Aus-
stoß und für die nahezu gleiche
Menge an Autoverkehr zu einer
Vervielfachung der Betriebs- und
Erhaltungskosten führen. Will
man das wirklich?

An dem Projekt zeigen sich
die Unterschiede im Verständnis
vom Verkehrssystem einst und

heute. Die Asfinag versucht ihre
Projekte mit Argumenten durch-
zusetzen, die plausibel erschei-
nen, aber genau das Gegenteil
dessen bewirken, was in Aussicht
gestellt wird. Mit der Methode
hat man bisher nur Verkehrspro-
bleme erzeugt und verstärkt. Hät-
te ich vor 45 Jahren so gedacht,
hätte man den ersten Bezirk mit
Autobahnen plattmachen müs-
sen anstatt zur Fußgängerzone.

Motorisierung nimmt ab
Menschen sind, wie es die Erfah-
rungen zeigen, intelligenter als
die Experten, die für Projekte wie
den Lobautunnel positive Gut-
achten, vermutlich gegen besse-
res Wissen, erstellen. Die Motori-
sierung nimmt in Wien und auch
in den meisten Städten Europas
ab. Das Projekt ist auf hypotheti-
schen Prognosen aufgebaut und
beweist eine fatalistische Hilflo-
sigkeit gegenüber einer nicht ver-
standenen Eigendynamik des Au-
toverkehrs.

Es ist Ironie, dass es die Grü-
nen sind, die heute für eine ratio-
nale Verkehrspolitik eintreten.
Man muss sich fragen, was mit
den Sozialdemokraten los ist, die
über vier Jahrzehnte eine erfolg-
reiche Verkehrspolitik in Wien
umgesetzt haben und die Stadt
weltweit an die Spitze der Le-
bensqualität gebracht haben?

Es muss doch aufgefallen
sein, dass die SPÖ gerade in den
Außenbezirken Wähler an die
FPÖ, die eigentliche Autopartei,
verloren hat. Geht die SPÖ Wien
der FPÖ in die Falle? Durch den
Lobautunnel werden sich die an-
geschlossenen Bezirke, ein-
schließlich der mit großem Auf-
wand errichteten Seestadt As-
pern, in Zukunft weniger nach
Wien orientieren, sondern weg
von der Stadt. Wer der Stadt den
Rücken zukehrt, interessiert sich
auch nicht mehr für deren Politik
und geht den Populisten, deren
Geschäft es ist, Gutes schlechtzu-
machen, auf den Leim.

Hermann Knoflacher (geboren 1940 in Vil-
lach) war von 1989 bis 2007 Vorstand des
Instituts für Verkehrsplanung und Ver-
kehrswesen der TU Wien.
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PIZZICATO

Schwarz-Gelb
D ie Kampagne für Alexander Van der Bellen ist mehr oder we-

niger fertig. „Van der Bellen wirbt in Gelb-Schwarz“, titelte die
Austria Presse Agentur am Sonntag. In Grün geht natürlich nicht –
er hat ja mit dem Grünen nichts zu tun.

Die letzten, die in Schwarz-Gelb für eine Hofburg-Wahl gewor-
ben haben, waren die Habsburger. Durchaus erfolgreich, muss
man sagen. Seit 1273 stellten sie hier den Bundespräsidenten –
oder wie man das damals nannte.

Mit Alexander Van der Bellen könnte also nach einem kurzen
Interregnum von 98 Jahren wieder ein Habsburger in die Hofburg
einziehen. Den Sprachduktus vom vorletzten Habsburger, der hier
regierte, hat er ja schon drauf: „Es. Hat. Mich. Sehr. Ge. Freut.“

Und außerdem – das war ja schon immer irgendwie verdäch-
tig: Der Mann heißt VAN der Bellen. Und wer trägt heute hierzu-
lande schon noch einen Adelstitel? Eben.

Aber nicht nur die heimische Adelsgesellschaft wird gezielt
umworben, sondern auch die türkische Community: „Wer einmal
schon für Pascha war, wählt Sascha auch in diesem Jahr.“

Es kann aber auch sein, dass Alexander Van der Bellen einfach
Borussia-Dortmund-Anhänger ist. Oder seine Kampagnen-Mana-
ger. (oli)

Reaktionen an: oliver.pink@diepresse.com
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Frau Griss, einzige nicht
überredete Kandidatin
„Amtsmüde ex ante“, Glosse von
Florian Asamer, 29. 1.
Ich teile den etwas beklemmenden
Eindruck, wonach sich die männ-
lichen Hofburg-Kandidaten sicht-
lich belastet schon jetzt der
Schuldfrage widmen. So nach dem
Motto „Wer mich wählt, ist selbst
schuld. Sollte ich tatsächlich Präsi-
dent werden, trifft mich die Schuld,
weil ich mich von meiner Partei
habe aufstellen lassen!“

Genau betrachtet sind jedoch
die Parteien schuld, die sich den
Wahlkampf als Politur für ihr ram-
poniertes Image nicht entgehen
lassen wollen und denen dafür
keine noch so obskure Kandidaten-
suche zu mühsam erscheint. Wer

schlussendlich in die Hofburg ein-
ziehen wird, ist dann eher Neben-
sache. Und es wird auch keiner der
Wahlverlierer rückblickend die
Schuldfrage stellen. Schließlich
macht sich in der eigenen Vita der
Punkt „Kandidat bei der Bundes-
präsidentenwahl 2016“ auch nicht
schlecht. Aus heutiger Sicht wird
aber am Ende des Tages Irmgard
Griss die wohl einzige nicht über-
redete Kandidatin gewesen sein.
Dr. Stefan B. Szalachy, M.A., 2340 Möding

Äthiopiens Problem ist
die hohe Geburtenrate
„In Äthiopien droht große Hungers-
not“, von Julia Raabe, 1. 2.
Für den 1. Jänner 1937, kaum acht
Monate, nachdem Mussolinis
Armeen in Addis Abeba einmar-
schiert waren, schätzten die italie-
nischen Kolonialbehörden die Be-
völkerung Äthiopiens auf 7,6 Millio-
nen, die Hauptstadt war mit etwas
über 150.000 Einwohnern so groß
wie das damalige Graz (Addis 2013:
3,1 Millionen). Österreich verzeich-
nete 1933 eine Bevölkerung von

6,76 Mio., Wien zählte mit 1.875.000
(etwas mehr als heute) noch zu den
15 größten Städten der Erde. Zu
Äthiopien gehörten damals auch
Eritrea mit einer Mio. Einwohnern
(heute ein eigener Staat mit mehr
als 6,5 Mio.) und Somalia mit Oga-
den, 1,3 Mio. (Somalia allein heute
10,8 Mio.); alles nachzuschlagen in
„The Statesman’s Year-Book 1939“
und „Der Neue Fischer Weltalma-
nach 2016“.

Die Bevölkerung des eigent-
lichen Äthiopien hat sich also in 80
Jahren verachtzehnfacht! Klar, dass
die ökologischen Ressourcen nicht
mehr ausreichen: Was Brennholz
hergibt, wurde geschlägert, Acker-
böden sind ausgelaugt (Äthiopien
ist wie Österreich weithin gebirgig,
hat aber auch Wüsten), wie viel
Industrie gibt es in Addis?

Gewiss kann und soll das Aus-
land nicht „wegschauen“. Aber
wenn die Geburtenrate (2013 in
Äthiopien 44 pro 1000 Einwohner,
vgl. Österreich und das katholische
Kernland Italien jeweils neun)
nicht bald und nachhaltig ge-
senkt wird, dann droht in ein,

Leihmütter als Maschinen
Gastkommentar. Beim boomenden Geschäftszweig Leihmutterschaft
herrscht die kalte Logik des Warenhandels. Feministinnen protestieren.

VON SUSANNE KUMMER

L eihmutterschaft ist in Öster-
reich verboten. Dennoch
nehmen auch österreichi-

sche Paare diese „Dienstleistung“
in Anspruch, denn die
„Rent-a-Womb“-Industrie hat sich
in kürzester Zeit zu einem globalen
Wirtschaftszweig entwickelt.

In Indien etwa wird Leihmut-
terschaft als profitabler Industrie-
zweig ins BIP miteinberechnet:
Hier werden jährlich 25.000 Babys
von Leihmüttern geboren, es gibt
mehr als 3000 indische Fertilitäts-
kliniken. Laut Indischer Industriel-
lenvereinigung beträgt ihr Jahres-
umsatz 2,3 Milliarden Dollar.

In Europa entwickelt sich ge-
rade Griechenland zum neuen Do-
rado der Leihmutterschaft. An
einer weltweiten Legalisierung
wird gearbeitet: Die Haager Konfe-
renz für Internationales Privatrecht
bereitet ein entsprechendes Papier
vor, der Europarat detto. Federfüh-
rend ist dort die Abgeordnete und
Reproduktionsmedizinerin Petra
de Sutter, die selbst Leihmutter-
schaften vermittelt.

Einige Feministinnen sind nun
hellwach geworden. Frauen seien
keine Gebärmaschinen, Kinder
keine Handelsware, so ihre Bot-
schaft. Die Plattform Stop Surroga-

cy Now fordert ein internationales
Verbot der Leihmutterschaft. We-
der der Körper der Frau, noch die
Geburt eines Kindes könnten in
Form von Produktion und Waren-
austausch gehandelt werden, ohne
dass dabei die Rechte des Einzel-
nen grob verletzt würden, argu-
mentiert der von französischen Fe-
ministinnen gegründete Verein
Collectif pour le Respect de la Per-
sonne (CoRP). Heute, Dienstag,
findet dazu ein internationales Ex-
pertenhearing in der Nationalver-
sammlung in Paris statt.

Lebende Brutkästen
Aber stehen nicht altruistische
Gründe im Vordergrund? Ist es
nicht schön, wenn eine Frau zwei
Männern oder einem Hetero-Paar
zu ihrem Wunschkind verhilft?
Über die Schattenseite wird ungern
gesprochen. Aus Indien sind meh-
rere Todesfälle von Frauen nach
Leihmutterschaft bekannt. Im
Herbst 2015 starb in den USA eine
34-jährige Leihmutter bei der Ge-
burt von Zwillingen. Auch die Ba-
bys starben. Die Frau war bereits
zum vierten Mal Leihmutter gewe-
sen, diesmal im Auftrag eines spa-
nischen Paares.

Wer von Freiwilligkeit und Al-
truismus der Leihmütter spricht,
übersieht die Tragik jener, die sich

als Fortpflanzungsarbeiterinnen
anbieten. Frauen stellen sich häu-
fig aus finanzieller Not als lebende
Brutkästen zur Verfügung. Geld
spielt immer eine Rolle, selbst dort,
wo Leihmutterschaft kommerziell
verboten ist.

Niemand fragt, wie dieses Le-
ben für Kinder lebbar sein soll.
Gene sind nicht alles, das stimmt.
Aber Gene sind auch nicht einfach
nichts. Unsere Genese, unsere leib-
liche Herkunft zu kennen, ist Teil
der Identitätsfindung und als Recht
auch in der UN-Kinderrechtskon-
vention festgeschrieben. Stattdes-
sen werden Kinder im familiären
Niemandsland geboren.

Leihmütter sollen wie Maschi-
nen funktionieren, sie haben kein
Recht darauf, Gefühle zu entwi-
ckeln. Hier herrscht die kalte Logik
des Warenhandels. Menschenhan-
del mit Kindern, die gegen Bezah-
lung an Bestell-Eltern abgegeben
werden, erinnern an Zustände der
Sklaverei wie vor 200 Jahren.

Es gibt eben keine ethisch ver-
tretbare Leihmutterschaft. Es ist
Zeit aufzuwachen.

Mag. Susanne Kummer ist Ethikerin
und leitet das Institut für Medizinische
Anthropologie und Bioethik in Wien.
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